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Übersichtslageplan M 1:10.000

ERGÄNZUNGSSATZUNG "Teilfläche Flurstück 1362/306" der

Großen Kreisstadt Zschopau:

Die Große Kreisstadt Zschopau erlässt gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der

Bekanntm. vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728)

geändert worden ist sowie nach §89 der Sächsischen Bauordnung (SächsBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom

11.05.2016 (SächsGVBl. S. 186), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.12.2018 (SächsGVBl. S. 706)

geändert worden ist, in Verbindung mit §4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO)

i.d.F. der Bekanntmachung vom 09.03.2018 (SächsGVBl. S. 62), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom

15.07.2020 (SächsGVBl. S. 425) geändert worden ist, nach Beschlussfassung durch den Stadtrat der Großen Kreis-

stadt Zschopau am 04.11.2020 die Ergänzungssatzung "Teilfläche Flurstück 1362/306" der Großen Kreisstadt

Zschopau in der Fassung vom Oktober 2020 bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen.

Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft.

Zschopau, 30.11.2020 .......................................

      Sigmund Siegel

    Oberbürgermeister 

Große Kreisstadt Zschopau

Landkreis: Erzgebirgskreis

Vorhaben:

ERGÄNZUNGSSATZUNG "Teilfläche Flurstück 1362/306"

gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB

Oktober 2020 M 1:1.000

Bestandteile:

Planzeichnung und textliche Festsetzungen

VERFAHRENSVERMERKE:

1. Aufstellungsbeschluss

Die Ergänzungssatzung wurde vom Stadtrat am 06.05.2020 (Beschluss Nr. 59) beschlossen und durch

Veröffentlichung im Stadtkurier (amtliches Verkündungsblatt) vom 27.05.2020 ortsüblich bekannt gemacht.

Zschopau, 28.07.2020 .......................................

      Sigmund Siegel

    Oberbürgermeister  

2. Der Stadtrat hat am 01.07.2020 (Beschluss Nr. 70) den Entwurf der Ergänzungssatzung mit Begründung

beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

Zschopau, 28.07.2020 .......................................

      Sigmund Siegel

    Oberbürgermeister

3. Die von der Planung betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom

28.07.2020 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert wurden.

Zschopau, 14.09.2020 .......................................

      Sigmund Siegel

    Oberbürgermeister 

4. Öffentliche Auslegung Entwurf (§ 3 Abs. 2 BauGB)

Die Ergänzungssatzung, bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen und der

Begründung, hat in der Zeit vom 10.08.2020 bis einschließlich 11.09.2020 öffentlich ausgelegen.

Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von

jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können und das nicht fristgerecht abgegebene

Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über die Satzung unberücksichtigt bleiben können durch

Veröffentlichung im Stadtkurier (amtliches Verkündungsblatt) vom 29.07.2020 ortsüblich bekannt gemacht.

Zschopau, 14.09.2020 .......................................

      Sigmund Siegel

    Oberbürgermeister 

5. Abwägung Entwurf

Der Stadtrat hat die vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange

sowie der Öffentlichkeit am 04.11.2020 (Beschluss Nr. 115) abgewogen.

Zschopau, 09.11.2020 .......................................

      Sigmund Siegel

    Oberbürgermeister

ZEICHENERKLÄRUNGEN:

I. Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

des Ergänzungssatzung

(§ 34 Abs.4 Satz 1 Nr.3 BauGB)

Baugrenze

(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB und

§ 23 Abs.3 BauNVO)

Umgrenzung von Flächen für die

Erhaltung von Bäumen, Sträuchern

u. sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs.1 Nr.25b BauGB)

Versorgungsleitung (unterirdisch)

(§ 9 Abs.1 Nr.13 BauGB)

Versorgungsleitung (oberirdisch)

(§ 9 Abs.1 Nr.13 BauGB)

mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten

zu belastende Flächen

(§ 9 Abs.1 Nr.21 BauGB)

zu belastende Flächen mit Leitungsrechten

zu Gunsten des Abwasserzweckverbandes

"Zschopau / Gornau" (Schutzstreifen)

6. Satzungsbeschluss 

Die Ergänzungssatzung, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen wurde am

04.11.2020 (Beschluss Nr. 116) vom Stadtrat als Satzung beschlossen. Die Begründung wurde mit Beschluss

des Stadtrates vom 04.11.2020 (Beschluss Nr. 116)  gebilligt.

Zschopau, 09.11.2020 .......................................

      Sigmund Siegel

    Oberbürgermeister

7. Ausfertigungsvermerk

Die Ergänzungssatzung, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen wird hiermit

ausgefertigt.

Zschopau, 30.11.2020 .......................................

      Sigmund Siegel

    Oberbürgermeister

8. Inkrafttreten - Bekanntmachung Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 3 BauGB)

Der Satzungsbeschlusses sowie die Stelle, bei der die Satzung auf Dauer während der Sprechzeiten von

jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zuerteilen ist, sind am 16.12.2020 ortsüblich

bekannt gemacht worden.

In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzungen der Verfahrensvorschriften und Form-

schriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) hingewiesen

worden.

Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) gelten Satzungen, die

unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer

Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen.

Die Satzung ist mit der ortsüblichen Bekanntmachung in Kraft getreten.

Die Satzung wird dem Landratsamt Erzgebirgskreis angezeigt.

Zschopau, 21.12.2020 .......................................

      Sigmund Siegel

    Oberbürgermeister 

Hinweise:

3. Das Vorhaben befindet sich innerhalb der Erlaubnisfelder „Erzgebirge“ (Feldnummer 1680) und "Erzgebirgs-

nordrand" (Feldnummer 1691) zur Aufsuchung von Erzen der Beak Consultants GmbH, Am St. Niclas

Schacht 13 in 09599 Freiberg. Auswirkungen auf das Vorhaben sind nicht zu erwarten.

4. Es werden keine denkmalpflegerischen Belange durch das Vorhaben berührt. Die ausführenden Firmen sind

durch den Bauherrn auf die Meldepflicht von Bodenfunden gemäß §20 SächsDSchG hinzuweisen.

5. Gemäß Auskunft des Leitungsträgers zur vorhandenen Abwasserleitung gelten nachfolgende Hinweise:

· Eine Überbauung der Leitung ist nicht zulässig.

· Die Bebauung ist bedingt zulässig (befestigte Flächen z.B. Wege Zufahrt...)

· Grünanlagen in Form von Beeten, Sträuchern etc. sind akzeptierbar. Bäume und größere Sträucher sind nicht

akzeptierbar, da diese mit ihren Wurzeln im Laufe der Zeit die Rohre zerstören können.

· Kontrollschächte müssen zugänglich bleiben und dürfen nicht überbaut werden.

Gemäß Auskunft des Leitungsträgers zur vorhandenen Telekomleitung gelten nachfolgende Hinweise:

· Eine Veränder./Umverleg. der Tk-Anlage ist nicht bzw. nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich.

· Einem Be- o. Überfahren der Tk-Anlagen wird ohne Schutzmaßn. (z.B. Ummantelung mit B15, Betonstahl-

matten, ...) generell nicht zugestimmt. Schutzmaßn. sind im Detail in der Planungsphase abzustimmen.

· Eine dauerhafte Überbauung o. sonstige vergleichbare Einschränkung ist nicht zulässig. Beachten Arbeits-

raum von 30 cm, beidseitig der Tk-Linie.

· Sonstige Maßnahmen: Handschachtung im Bereich der Tk-Anlagen, Sichern der Tk-Linie, dringende Ein-

haltung der geforderten Sicherheitsabstände, ggf. örtliche Einweisung

Bezüglich der elektromagnetischen Strahlung der bestehenden Funkanlage gibt das Landratsamt Erzgebirgs-

kreis Referat Immissionsschutz folgende Hinweise (nachrichtliche Übernahme):

· Für den Funkmast der Telekom liegt eine Standortbescheinigung der Bundesnetzagentur vom 12.02.2018

vor. Die Standortbescheinigung weist in Hauptstrahlrichtung einen Sicherheitsabstand von 18,57 m aus.

· Aus diesem Grund empfehlen wir, einen Radius von 20 m um die Anlage von Bebauung frei zu halten.

6. empfohlene und anrechnungsfähige Artenliste:

Artenliste A - Bäume und Sträucher

Acer campestre Feldahorn Amelanchier in Arten Felsenbirne

Carpinus betulus Hainbuche Corylus avellana Strauchnuss

Corylus colurna Baumhasel Cornus sanguinea Roter Hartriegel

Fagus sylvatica Rotbuche Crataegus in Arten Weißdorn

Malus sylvestris Holzapfel Prunus spinosa Schlehe

Prunus avium Vogelkirsche Rosa corymbifera Heckenrose

Pyrus pyraster Wild-Birne Spiraea in Arten Spierstrauch

Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

Artenliste B - Obstbäume

Apfel, Birne, Pflaume und Kirsche inklusive weiterer heimischer, regionaltypische Obstsorten

7. Die vorhandene Wegebeziehung ist zu erhalten. Die Lage des Weges ist vereinfacht digitalisiert dargestellt. Es

ist ein seitlicher Abstand von je 1m zum Weg von Bebauung freizuhalten.

8. Hinweise zum Artenschutz - Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und Schutz, um einen Ausschluss der

Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz zu gewährleisten:

· Bei Einhaltung v. Aktivitätsbeschränkungen im Tagesgang (Vermeidung v. Arbeiten nach Sonnenuntergang

zw. 20:00 und 07:00 Uhr) sind keine Beeinträchtigungen der nachtaktiven Fledermausarten zu erwarten.

· Artengruppe Vögel:

Der Neuntöter und die Turteltaube sind aufgrund der Lebensraumansprüche potentiell als Nahrungsgast u.

als Brutvogel möglich, es kann zumindest aufgrund der Lebensraumansprüche nicht ganz ausgeschlossen

werden. Es ist unmittelbar vor Baubeginn die Fläche durch eine fachlich geeignete Person auf potenzielle

Brutstätten im Zeitraum von April - Juli zu untersuchen. Eine Beeinträchtigung der Brutstätten der Art im

Rahmen der Umsetzung der Maßnahme ist bei fehlendem Nachweis nicht zu erwarten.

Für die besonders geschützten Arten (Dorngrasmücke, Fitis, Gartengrasmücke, Kernbeißer, Ringeltaube,

Stieglitz, Waldlaubsänger, Zilpzalp), welche offene u. halboffene Landschaften als Lebensraum / Biotop - an

Waldrändern, aufgelockerte Waldbestände, Feldgehölzen u. / o. gebüschreiche Ränder - bevorzugen, mit

Nistgelegenheiten in Sträuchern / Gebüschen und Laubgehölzen, gilt:

-> unmittelbar vor Baubeginn die Fläche durch eine fachlich geeignete Person auf potenzielle Brutstätten

zu untersuchen

-> Brutzeit zwischen April - August / September

-> Beeinträchtigung der Brutstätten bei fehlendem Nachweis nicht zu erwarten

· Eine Reproduktion von Reptilien im Untersuchungsgebiet ist potenziell möglich. Es ist somit unmittelbar vor

Baubeginn (hier besonders im Zeitraum zw. Mai - August) die Fläche durch eine fachlich geeignete Person

auf potenzielle Reproduktionsstätten zu untersuchen.

· Im Falle des Auffindens von Fortpflanzungs- u. Ruhestätten besonders geschützter europäischer Vogelarten

oder andere besonders und streng geschützter Arten sowie Individuen dieser, ist das Sachgebiet Naturschutz

und Landwirtschaft des Landratsamtes (LRA) Erzgebirgskreis zu unterrichten. Das LRA legt dann das weitere

Verfahren fest und entscheidet erforderlichenfalls über eine Genehmigung und legt bei Bedarf die Schaffung

von Ersatz-Fortpflanzungsstätten fest.
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RECHTSGRUNDLAGEN:

Diese Satzung ist auf Basis nachfolgend beschriebener Rechtsgrundlagen erarbeitet u. im Verfahren behandelt worden:

· Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das durch Artikel 2 des

Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728) geändert worden ist

· Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke - Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der

Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786)

· Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und über die Darstellung des Planinhalts -

Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), die durch Artikel 3 des Gesetzes vom

04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist

· Sächsische Bauordnung (SächsBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 11.05.2016 (SächsGVBl. S. 186), das zuletzt

durch Artikel 2 das Gesetz vom 11.12.2018 (SächsGVBL. S. 706) geändert worden ist

· Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 09.03.2018

(SächsGVBl. S. 62), die durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15.07.2020 (SächsGVBl. S. 425) geändert worden ist

· Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 290 des

Gesetzes vom 19.06.2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist

· Sächsisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (SächsNatSchG) vom 06.06.2013

(SächsGVBl. S.451), das durch Art. 8 des Gesetzes vom 14.12.2018 (SächsGVBl. S. 782) geändert worden ist

· Sächsisches Denkmalschutzgesetz (SächsDSchG) vom 03.03.1993 (SächsGVBl. S.229), das zuletzt durch

Artikel 2 des Gesetzes vom 02.08.2019 (SächsGVBl. S. 644) geändert worden ist

Die Kartengrundlage stellen die Flurstückgrenzen / ALK (automatisierte Liegenschaftskarte) für Zschopau mit Stand

vom 31.03.2020 dar. (Quelle Flurstückgrenzen / ALK: GeoSN, Datenlizenz Deutschland - Namensnennung -

Version 2.0). Das amtliche Lage- / Höhenbezugssystem ist ETRS UTM33 / DHHN92.

PLANZEICHNUNG

II. Kartenzeichen

bestehende Flurstücksgrenzen

Flurstücksnummer

vorhandene Gebäude

Funk-Mast Telekom

vorhandener Weg (Lage digitalisiert aus Luftbild von 2006)

III. Hinweise

SW Schmutzwasser- Leitung

MW Mischwasser- Leitung

RW Regenwasser- Leitung

    Telekom Telekom- Leitung

NS Elektroleitung - Niederspannung

Flächen für die Regelung des

Wasserabflusses

        RRB Regenrückhaltebecken Bestand

inklusive Nebenanlagen

nachrichtliche Übernahme

Sicherheitsabstand zum Funk-Mast

 

Bemaßung / Einmessung

(Breite: Leitungsrechte, Sichheits-

abstand; Erhalt Anpflanzung

 Abstand: Geltungsbereich zur Baugrenze)

3.00 m

LR1

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN:

§ 1 Geltungsbereich:

(1) Der räumliche Geltungsbereich der Ergänzungssatzung beinhaltet das Flurstück 1362/228 und Teilflächen des

Flurstückes 1362/306 der Gemarkung Zschopau.

§ 2 Zulässigkeit des Vorhabens:

(1) In den im Zusammenhang bebauten Ortsteil nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 BauGB werden die Ergänzungsflächen

nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB einbezogen.

(2) Innerhalb der unter § 1 - Geltungsbereich festgesetzten Bereiche richtet sich die planungsrechtliche Zulässig-

keit von Vorhaben nach § 34 BauGB in Verbindung mit einzelnen Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB.

§ 3 Weitere Festsetzungen:

(1) Innerhalb der Ergänzungsfläche sind Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

(2) Die Anzahl der zulässigen Vollgeschosse wird auf 2 Vollgeschosse festgesetzt.

(3) Für die zeichnerisch festgesetzte Fläche "LR 1" wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht nach

§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB mit einer Breite von 6,00m zu Gunsten des Abwasserzweckverbandes "Zschopau /

Gornau" festgesetzt.

§ 4 Naturschutzfachliche Festsetzungen:

(1) Die sich innerhalb der ausgewiesenen "Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen" befindlichen Gehölze sind dauerhaft zu erhalten.

(2) Die erforderlichen Kompensationsmaßnahmen im Sinne des § 1a und § 9 Abs. 1a BauGB sind innerhalb der

Ergänzungsfläche durch den jeweiligen Eingriffsverursacher auf eigenem Grundstück durchzuführen. Es sind

je angefangene 120 m² Grundstücksfläche 1 standortgerechter Laubbaum (siehe Artenliste A) o. ein standort-

gerechter Obstbaum (siehe Artenliste B) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Alternativ kann auch je ange-

fangene 11 m² Grundstücksfläche 1 m Hecke (siehe Artenliste A) gepflanzt werden. Eine Kombination aus

Baum- und Heckenpflanzung ist ebenfalls möglich.

Hinweise:

1. Bei der Bauausführung sind u.a. folgende bodenschutzrechtliche und altlastenseitige Hinweise zu beachten:

 

· Mit Grund und Boden ist sparsam u. schonend umzugehen. Bodenversiegel. sind auf das notwendige Maß

zu beschränken. Anfallender Mutterboden (humoser Oberboden) ist im vollen Umfang zu gewinnen, im

nutzbaren Zustand zu erhalten u. funktionsgerecht zu verwerten (§ 1 Bundes-Bodenschutzgesetz -

BBodSchG). Es ist dafür Sorge zu tragen, dass gemäß BBodSchG u. Sächsischen Kreislaufwirtschafts- u.

Bodenschutzgesetz (SächsKrWBodSchG) schädliche Bodenveränderungen vermieden werden (Schad-

stoffeinträge, Vermischung mit Abfällen).

· Nach der derzeitigen Aktenlage sind keine Altlastenverdachtsflächen auf der beplanten Fläche im Sächs.

Altlastenkataster (SALKA) erfasst. Zeigen sich im Rahmen von Tiefbauarbeiten organoleptische Auffällig-

keiten (Aussehen, Geruch) im Boden, sind diese gemäß § 13 Abs. 3 des Sächsischen Kreislaufwirtschafts-

und Bodenschutzgesetz (SächsKrWBodSchG) unverzüglich dem Referat Umwelt u. Forst, SG Abfallrecht,

Altlasten, Bodenschutz im Landratsamt Erzgebirgskreis anzuzeigen. Über notwendige Maßnahmen wird

standortbezogen entschieden.

2. Gegenwärtig liegen keine Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlassenschaften für das Plangebiet

vor. Aber nach den bisher vorliegenden Kenntnissen liegt das Plangebiet in einem Gebiet, in dem wahr-

scheinlich erhöhte Radonkonzentrationen in der Bodenluft vorhanden sind. Zum Vorhaben bestehen derzeit

keine Bedenken. Im Rahmen weiterer Planungen zur Bebauung bestehen jedoch Anforderungen zum

Radonschutz, die beachtet werden sollen:

· Aufgrund der Verabschiedung des neuen Strahlenschutzgesetzes (StrlSchG vom 27.06.2017) und der

novellierten Strahlenschutzverordnung (StrISchV vom 29.11.2018) gelten seit dem 31.12.2018 erweiterte

Regelungen zum Schutz vor Radon (§§ 121 - 132 StrlSchG / §§ 153- 158 StrlSchV).

· Erstmalig wurde zum Schutz vor Radon ein Referenzwert für die über das Jahr gemittelte

Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft von 300 Bq/m³ für Aufenthaltsräume und Arbeitsplätze in

Innenräumen festgeschrieben.

· Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen o. Arbeitsplätzen errichtet, hat geeignete Maßnahmen zu treffen,

um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu verhindern oder erheblich zu erschweren. Diese Pflicht

gilt als erfüllt, wenn die nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik erforderl. Maßn. zum

Feuchteschutz eingehalten werden.

· Wer im Rahmen baulicher Veränderung eines Gebäudes mit Aufenthaltsräumen o. Arbeitsplätzen Maßn.

durchführt, die zu einer erheblichen Verminderung der Luftwechselrate führen, soll die Durchführung von

Maßn. zum Schutz vor Radon in Betracht ziehen, soweit diese Maßn. erforderlich und zumutbar sind.

· Bis Ende 2020 werden spezielle Radonvorsorgegebiete ausgewiesen, für die erwartet wird, dass die über

das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft in einer beträchtl. Zahl von Gebäuden

mit Aufenthaltsräumen o. Arbeitsplätzen den Referenzwert v. 300 Bq/m³ überschreitet. In den ausge-

wiesenen Radonvorsorgebieten werden dann weitergehende Regelungen in Bezug auf den Neubau von

Gebäuden, der Ermittlung der Radonsituation an Arbeitsplätzen in Kellern oder Erdgeschossräumen und

zum Schutz vor Radon an Arbeitsplätzen zu beachten sein (§§ 153- 154 StrlSchV).
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